
Nur noch 16% der in der
Schweiz konsumierten Spirituo-
sen sind einheimisch. Der Nie-
dergang des Schweizer Brenne-
reigewerbes hat sich nach 1999
stark akzentuiert, als steuerliche
Privilegien abgeschafft wurden.
Seither werden inländische und
importierte Spirituosen gleich
besteuert. Sowohl der National-
als auch der Ständerat hatten
deshalb der sogenannten Aus-
beutebesteuerung zugestimmt,
um den Schweizer Obstprodu-
zenten und dem Brennergewer-
be unter die Arme zu greifen.
Doch dieses Konzept scheiterte
am erbitterten Widerstand der
Verwaltung und von Bundes-
rätin Eveline Widmer-Schlumpf
(BDP), die den Ständerat letzt-
lich überzeugen konnten.

«Nachbarn helfen stark»
Am Mittwoch stand nun ein

alternativer Vorschlag der nati-
onalrätlichen Wirtschaftskom-
mission (WAK) zur Debatte. Er
umfasst eine Fehlmengenrege-
lung, Steuerermässigungen für
Kleinproduzenten (bis 1000 Li-
ter) und Finanzhilfen für die
Qualitätsförderung. Für die
WAK sprachen Christophe Dar-
bellay (CVP, VS) und Hansjörg
Walter (SVP, TG). Darbellay ar-
gumentierte, dass bei der Steu-
erermässigung für Kleinprodu-

SPIRITUOSEN: Die Schweizer Brenner sollen wieder etwas längere Spiesse erhalten

Der Nationalrat will die
Produzenten und die
Brenner steuerlich entlas-
ten. Aus Sicht des Schwei-
zer Bauernverbands ist
damit das Alkoholgesetz
wieder auf Kurs. Nun geht
das Geschäft zurück in
den Ständerat.

DANIEL SALZMANN

zenten auch Genossenschaften
profitieren könnten, weil die
Mengen von verschiedenen
Produzenten nicht addiert wür-
den. Walter erklärte, es gehe
letztlich tatsächlich darum,
dass die Früchte der Hoch-
stammbäume auch verwertet
werden könnten. Heute lohne
es sich nicht mehr, Brennobst
abzuliefern. Das Ziel der Geset-
zesrevision sei, dass die Produ-
zenten einen attraktiveren Preis
für ihre Brennprodukte (z.B.
Früchte) erhielten. Jean-René
Germanier (FDP, VS) betonte,
dass in Frankreich, Italien und
Deutschland die Besteuerung
zwei- bis dreimal tiefer sei als in
der Schweiz. Das begünstige
den Import. Markus Ritter

(CVP, SG) folgerte des-
halb: «Damit schaffen wir für
unsere Betriebe in dieser Bran-
che keine einseitigen Vorteile,
sondern nur in etwa gleich lan-
ge Spiesse zu den umliegenden
Ländern.»

Die Linken unterlagen
Der Widerstand war aber hef-

tig. Ada Marra (SP, VD) be-
fürchtete einen Anreiz zum
Konsum von Spirituosen und
dass weniger Geld für die Prä-
vention zur Verfügung stehe.
Thomas Maier (GLP, ZH) kri-
tisierte: «Diese neue Extra-
wurst» sei unverständlich. Beat
Jans (SP, BS) und Louis Schel-
bert (Grüne, LU) kritisierten,
dass Hochstammbäume nicht

direkt gefördert würden. Eveli-
ne Widmer-Schlumpf bekämpf-
te die Vorschläge ebenfalls ve-
hement. Sie meinte, man habe
sich in der Schnapsdiskussion
gehörig verrannt. Am Ende
setzten sich Darbellay, Walter,
Ritter, Germanier, aber insbe-
sondere auch Bruno Pezzatti
(FDP, ZG), der ehemalige Di-
rektor des Obstverbandes, mit
102 zu 84 Stimmen durch. Sie
fanden Unterstützung in der
SVP (54 Stimmen), CVP (25),
FDP (16), BDP (6) und bei den
Grünen (Maya Graf). Bemer-
kenswert war, dass sechs BDP-
Vertreter für die Landwirt-
schaftsvertreter und gegen ihre
eigene Bundesrätin stimmten
und nur ein einziger ihr folgte.

Von der Steuer befreit sind
Spirituosen aus Eigenge-
wächs ab selbst bewirtschafte-
tem Boden oder selbst gesam-
meltem inländischem Wildge-
wächs, das von Landwirten
für den Eigenbedarf in Haus-
halt und Landwirtschaftsbe-
trieb verwendet wird. Die
Menge des steuerfreien Eigen-
bedarfs beträgt je Betrieb pro
Jahr gesamthaft höchstens 45
Liter reinen Alkohols. Der
Bundesrat wollte das Land-
wirteprivileg abschaffen, das
Parlament hat dies aber wie-
der eingefügt. Es wurde am
Mittwoch nicht bestritten. sal

LANDWIRTEPRIVILEG

«Es braucht mehr Frauen im
Parlament», kommuniziert der
Schweizer Bäuerinnen- und
Landfrauenverband (SBLV),
welcher das Treffen im Bundes-
haus organisiert hat. Der SBLV
setzt sich dafür ein, dass mehr
Frauen aus dem ländlichen
Raum für die National- und
Ständeratswahlen kandidieren.
So werden die Wahlchancen er-
höht, und der Frauenanteil im
Parlament und auf nationaler
Ebene wird gestärkt. «Frauen
machen rund 50 Prozent der
Bevölkerung aus und das soll im
Parlament widergespiegelt wer-
den», sagt Christine Bühler,
Präsidentin des SBLV.

Bessere Lösungen erzielen
Frauen würden eine andere

Sicht in die Politik bringen und
ganzheitlich denken und han-
deln. «Ein gemischtes Parla-
ment macht eine bessere Arbeit
und erzielt bessere Lösungen»,
erklärt Bühler und beruht sich
dabei auf Studien. «Wenn wir
Gleichheit wollen, dann müs-
sen wir sie selber einfordern»,

LANDFRAUEN: Kandidatinnen mit Plattform unterstützen

Landfrauen und Bäuerin-
nen trafen sich im Bun-
deshaus zu einem Aus-
tausch zwischen Parla-
mentarierinnen und neu-
en Kandidatinnen.
Gemeinsam wollen sie
sich für mehr Frauen im
Nationalrat starkmachen.

ANJA TSCHANNEN

sagt Bühler. Nur mit einer be-
züglich Geschlechter ausgewo-
genen Sitzverteilung könne die
effektive Gleichstellung umge-
setzt werden.

«Frauen sind kompetent»
«Die Bäuerinnen müssen sich

nicht verändern», sagt Chris-
tine Bulliard, Nationalrätin
(CVP, FR). «Denn wie in vielen
anderen Bereichen der Gesell-
schaft sind sie ebenso kompe-
tent wie die Männer», fährt Bul-
liard fort. Der frauenspezifische
Anlass wurde genutzt, um Kon-
takte zwischen politisch enga-
gierten Frauen knüpfen zu kön-
nen und das Netzwerk unter
Vertreterinnen des ländlichen
Raums zu festigen. An dem Tref-
fen nahmen über 20 Kandida-
tinnen, die sich für die kom-

menden Wahlen zur Verfügung
stellen, teil. Der SBLV will die
Kandidatinnen aus dem ländli-
chen Raum bei ihren politi-
schen Aktivitäten unterstützen.
«Wir bieten auf unserer Home-
page eine Wahlplattform für
Mitglieder des SBLV an, auf der
sich die Frauen präsentieren
können», sagt Bühler. Der Ver-
band sei für alle Frauen offen
und setze sich aus rund einem
Drittel Bäuerinnen und zwei
Dritteln Frauen, die auf dem
Land wohnten, zusammen.
«Das ist eine sehr wertvolle
Konstellation», so Bühler.

* Abgebildet sind von links nach rechts die
Kandidatinnen Barbara Dürr (CVP, SG)
und Christine Bühler (BDP, BE), die Natio-
nalrätinnen Maya Graf (Grüne, BL) und
Christine Bulliard (CVP, FR) sowie Kandi-
datin Monique Tombez (FDP, VD).

SWISSMILK: Treueprämien für Konsumenten

110 Millionen Sammel-
punkte wurden auf Milch-
produkten platziert und
können gesammelt und
eingetauscht werden.

ANJA TSCHANNEN

Die Promotion, die von Swiss-
milk lanciert wurde, sei in die-
sen Tagen angelaufen, heisst es
auf Anfrage. Je nach Hersteller-
logistik und Lagerumschlagsge-
schwindigkeit werden die Pro-
dukte mit den Sammelpunkten
aber zu etwas unterschiedlichen
Zeiten in den Läden erhältlich
sein. Die Promotion dauert vier
Monate, also bis Ende Septem-
ber. Die gesammelten Punkte
können bis am 1. Dezember
2015 eingelöst werden. Um eine
hohe Beachtung in der Bevölke-
rung zu erzielen, sollen mög-
lichst viele Milchprodukte und
Produkte mit einem hohen An-
teil an Schweizer Milch einen
Milch-Sammelpunkt tragen
und in den Verkaufsregalen des
ganzen Landes ausgelobt wer-
den. «Wir freuen uns, dass es ge-
lungen ist, gut 110 Millionen
Punkte auf Schweizer Milch
und Milchprodukten zu platzie-
ren und eine breite Palette an
hochwertigen Prämien aus
Schweizer Herkunft anzubie-
ten», sagt Barbara Paulsen Gy-
sin, Abteilungsleiterin Public
Relations bei Swissmilk. Mit der
Kampagne reagiert das Swiss-
milk-Basismarketing auf eine
für die Milchproduzenten zur-

zeit enorm schwierige Situati-
on. Ein höherer Importdruck
und vermehrter Einkaufstouris-
mus ins nahe Ausland sind fest-
stellbar. Das gefährdet den Ab-
satz einheimischer Milch und
Milchprodukte akut und birgt
die Gefahr, dass neben tiefen
Preisen auch Marktanteile ver-
loren gehen. Mit der Sammel-
promotionkampagne will
Swissmilk aktiv und so direkt
wie möglich auf den Verkauf
von Schweizer Milch und
Milchprodukten einwirken.
«Wir wollen die Konsumenten
verstärkt auf die Herkunft
Schweiz sensibilisieren», so
Paulsen Gysin. Zudem möchte
Swissmilk mit der Kampagne
für die Unterstützung von
Schweizer Milch und Milchpro-
dukten einerseits den Konsu-
mentinnen und Konsumenten,
andererseits allen Partnern, die
bei der Promotion mitmachen,
danken. «Wir erwarten eine po-
sitive Resonanz», so Paulsen
Gysin.

Mit 22 zu 17 Stimmen bei 3 Ent-
haltungen entschied der Stände-
rat am Dienstag, dass er im Jahr
2016 bei den Bauern 30 Millio-
nen Franken einsparen will. Die
CVP, die Partei von Bauernver-
bandspräsident Markus Ritter
(SG), hätte es in der Hand ge-
habt, den Entscheid zu drehen.
Aus der CVP stimmten nämlich
6 Ständeräte für die Kürzung bei
den Bauern: Pirmin Bischof
(SO), Stefan Engler (GR), Peter
Bieri (ZG), Filippo Lombardi
(TI), Paul Niederberger (NW)
und Urs Schwaller (FR). Bieri,
Niederberger und Schwaller tre-
ten im Herbst nicht mehr zur
Wiederwahl an. Gegen die Kür-
zung um 30 Millionen stimmten
aus der CVP hingegen Isidor
Baumann (UR), Ivo Bischofber-
ger (AI), Konrad Graber (LU),
Brigitte Häberli-Koller (TG),
Anne Seydoux (JU), René Imo-
berdorf (VS) und Jean-René
Fournier (VS). sal

NACHRICHTEN

In der dienstäglichen Debatte
eines Sparprogramms im Stän-
derat erhielten die Bauern nicht
nur geschlossen Unterstützung
von den Mitgliedern der SVP
(5) und der BDP (1) und von
Karin Keller-Sutter (SG) als
einziger FDP-Vertreterin, die
sich gegen die Kürzung um
30 Millionen Franken im Jahr
2016 aussprach (8 FDP-Mitglie-
der stimmten für die Kürzung).
Seitens der Ratslinken stimmten
nämlich Christian Levrat (SP,
FR), Géraldine Savary (SP, VD)
und Robert Carmer (Grüne, GE)
für die Landwirtschaft. Liliane
Maury Pasquier (SP, GE) und
Didier Berberat (SP, NE) ent-
hielten sich, ebenso Raphaël
Comte (FDP, NE). sal

Der Ständerat sieht Handlungs-
bedarf beim Enteignungsrecht.
Anders als seine vorberatende
Kommission und der National-
rat will die kleine Kammer beim
Bundesrat aber keine Totalrevi-
sion des Enteignungsgesetzes
bestellen. Dieser soll die Frage,
ob es eine komplette Überarbei-
tung brauche, zunächst vertieft
prüfen. Die kleine Kammer hat
daher eine Motion aus dem Na-
tionalrat von Markus Ritter
(CVP, SG), die eine Totalrevisi-
on verlangt, abgewiesen. Es las-
se sich nicht sagen, ob eine To-
talrevision überhaupt nötig sei,
sagte Bundesrätin Doris Leut-
hard. Das Gesetz über die Ent-
eignung stammt aus dem Jahr
1930 und ist damit eines der äl-
testen noch gültigen. sda/rab
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Der Bundesrat hat an seiner
gestrigen Sitzung das Vernehm-
lassungsverfahren zum Bundes-
gesetz über die Besteuerung
land- und forstwirtschaftlicher
Grundstücke eröffnet. Er setzt
damit eine vom Parlament über-
wiesene Motion von National-
rat Leo Müller (CVP,LU) um.
Alle Grundstücke eines Land-
wirtschaftsbetriebs sollen von
einer privilegierten Besteue-
rung profitieren, wie dies bis
2011 der Fall gewesen ist. Da-
mit bleibe der Wertzuwachsge-
winn steuerfrei, heisst es in ei-
ner Mitteilung des Bundes. In
den Kantonen soll der Gewinn
der Grundstückgewinnsteuer
unterliegen. rab

SchweizerBrennersteuerlichentlasten

«BäuerinnenindenNationalrat» Marketing-Kampagne «Swiss
milk inside» ist angelaufen

6 CVP-Räte wollen
bei Bauern sparen

Diese Linken stehen
zum Agrarbudget

SR: Keine Revision
der Enteignung

Vernehmlassung zu
Bauland eröffnet

Alt-Bauernpräsident Hansjörg Walter (SVP, TG) schaute grimmig, als ihm Vertreter von GLP und SP kritische Fragen stellten. Am
Ende hatten er und CVP-Präsident Christophe Darbellay aber gut lachen: Sie gewannen die Abstimmung. (Bild: sal)

Drei Kandidatinnen und zwei Nationalrätinnen*. (Bild: ats)

Diese Punkte können gesam-
melt werden. (Bild: zvg)


